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ImmoTips 4/2018

Dauerbrenner Schönheitsreparaturen
Formularmäßige Übertragung der Schönheitsreparaturen bei 
unrenoviert übergebener Wohnung auch bei „Renovierungs- 
vereinbarung“ zwischen Mieter und Vormieter unwirksam

Oft wird die Wohnung dem 
Mieter unrenoviert oder reno-
vierungsbedürftig überlassen. 
Im Mietvertrag – der in aller 
Regel ein sogenannter For-
mularvertrag ist – findet sich 
dann meistens eine Regelung, 
wonach der Mieter zur Durch-
führung von Schönheitsrepa-
raturen verpflichtet wird.
Hier geht es nicht um die Fra-
ge, ob der Fristenplan wirksam 
ist, sondern bei unrenovierten 
oder renovierungsbedürftigen 
Wohnungen geht es darum, ob 
dem Mieter ein angemessener 
Ausgleich gewährt wird.
Nach der gesetzlichen Re-
gelung (§ 535 Abs. 1 Satz 2 

BGB) trifft den Vermieter die 
Verpflichtung zur Vornahme 
laufender Schönheitsrepara-
turen.
Deshalb muss der Vermieter 
dem Mieter einen angemes-
senen Ausgleich gewähren, 
der ihn so stellt, als habe der 
Vermieter ihm eine renovierte 
Wohnung überlassen.
Eine allein zwischen dem bis-
herigen und dem neuen Mie-
ter getroffene Renovierungs-
vereinbarung vermag – mit 
Rücksicht darauf, dass die Wir-
kungen eines Schuldverhält-
nisses grundsätzlich auf die 
daran beteiligten Parteien be-
schränkt sind, den Vermieter 

also nicht einbeziehen –daran 
nichts zu ändern (BGH, Urteil 
vom 22. August 2018 – VIII ZR 
277/16 - Bestätigung von BGH, 
Urteil vom 18. März 2015 - VIII 
ZR 185/14).
In dem konkreten Fall ging 
es nicht um viel Geld, aber 
eben um eine grundsätzliche 
Rechtsfrage, so dass nach dem 
Amtsgericht Celle und dem 
Landgericht Lüneburg schließ-
lich der Bundesgerichtshof 
entscheiden musste.
Der Beklagte war von Januar 
2009 bis Ende Februar 2014 
Mieter einer Wohnung der 
Klägerin, die ihm bei Miet-
beginn in nicht renoviertem 
Zustand und mit Gebrauchs-
spuren der Vormieterin über-
geben worden war. Der von 

der Vermieterin verwendete 
Formularmietvertrag sah vor, 
dass die Schönheitsrepara-
turen vom Mieter durchzu-
führen sind.
Am Ende der Mietzeit führte 
der Mieter Schönheitsrepara-
turen durch, die die Vermiete-
rin als mangelhaft ansah und 
deshalb durch einen Maler-
betrieb zu Kosten von 799,89 
€ nacharbeiten ließ. Wegen 
dieses Betrages begehrt die 
Klägerin – unter Verrechnung 
anderer zwischen den Par-
teien geltend gemachten For-
derungen – Schadensersatz 
wegen nicht beziehungswei-
se mangelhaft durchgeführter 
Schönheitsreparaturen.
Der Mieter hat sich auf die 
Rechtsprechung des Bundes-
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gerichtshofes (vgl. etwa Urteil 
vom 18. März 2015 – VIII ZR 
185/14) berufen, wonach eine 
Formularklausel, die dem 
Mieter einer unrenoviert oder 
renovierungsbedürftig über-
gebenen Wohnung die Schön-
heitsreparaturen ohne ange-
messenen Ausgleich auferlegt, 
gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 
2 Nr. 1 BGB unwirksam ist.

Die Klägerin war demgegen-
über der Auffassung, diese 
Rechtsprechung könne hier 
mit Rücksicht auf eine zwi-
schen dem Beklagten und 
der Vormieterin im Jahr 2008 
getroffene „Renovierungsver-
einbarung“ keine Anwendung 
finden. In dieser Vereinbarung 
hatte der Mieter von der Vor-
mieterin einige Gegenstände 
übernommen, sich zur Zahlung 
eines nicht näher festgestell-
ten Geldbetrages verpflichtet 
und sich zur Übernahme der 
Renovierungsarbeiten bereit 
erklärt. Aber eben nur gegen-
über der Vormieterin ohne 
Einbeziehung der Vermieterin.

Die Klage der Vermieterin hat 
in den Vorinstanzen Erfolg 
gehabt (Amtsgericht Celle – 
Urteil vom 25. Mai 2016 – 14 C 
1146/14; Landgericht Lüneburg 
– Urteil vom 16. November 
2016 – 6 S 58/16).
Das Landgericht Lüneburg 
hat seine Entscheidung auf 
die Erwägung gestützt, an-
gesichts der Vereinbarung 
zwischen dem Beklagten und 
der Vormieterin sei es inte-
ressengerecht, den Beklagten 
so zu behandeln, als habe ihm 
die Klägerin die Mietsache im 
renovierten Zustand überge-
ben. Mit der vom Berufungs-
gericht zugelassenen Revision 
verfolgte der Beklagte (unter 
anderem) sein Klageabwei-
sungsbegehren weiter.

Der unter anderem für das 
Wohnraummietrecht zu-

ständige VIII. Zivilsenat des 
Bundesgerichtshofs hat das 
Berufungsurteil aufgehoben 
und anders entscheiden als die 
beiden Vorinstanzen:
Eine Formularklausel, die dem 
Mieter einer unrenoviert oder 
renovierungsbedürftig über-
gebenen Wohnung die Schön-
heitsreparaturen ohne ange-
messenen Ausgleich auferlegt, 
ist auch dann unwirksam, wenn 
der Mieter sich durch zweisei-
tige Vereinbarung gegenüber 
dem Vormieter verpflichtet 
hat, Renovierungsarbeiten in 
der Wohnung vorzunehmen.

Die formularvertragliche Über-
wälzung der nach der gesetz-
lichen Regelung den Vermieter 
treffenden Verpflichtung zur 
Vornahme laufender Schön-
heitsreparaturen hält im Falle 
einer dem Mieter unrenoviert 
oder renovierungsbedürftig 
überlassenen Wohnung der 
Inhaltskontrolle am Maßstab 
des § 307 Abs. 1 Satz 1, Abs. 
2 Nr. 1 BGB nicht stand, so-
fern der Vermieter dem Mie-
ter keinen angemessenen 
Ausgleich gewährt, der ihn so 
stellt, als habe der Vermieter 
ihm eine renovierte Wohnung 
überlassen. Denn eine solche 
Vornahmeklausel verpflichtet 
den Mieter zur Beseitigung 
sämtlicher Gebrauchsspuren 
des Vormieters und führt dazu, 
dass der Mieter die Wohnung 
vorzeitig renovieren oder 
gegebenenfalls in einem bes-
seren Zustand zurückgeben 
müsste, als er sie selbst vom 
Vermieter erhalten hat.

Diese Grundsätze bleiben 
auch dann anwendbar, wenn 
der betreffende Mieter sich 
wie hier durch zweiseitige 
Vereinbarung gegenüber sei-
nem Vormieter zur Vornahme 
von Renovierungsarbeiten in 
der Mietwohnung verpflich-
tet hat. Denn eine derartige 
Vereinbarung ist in ihren Wir-

kungen von vornherein auf die 
sie treffenden Parteien, also 
den Mieter und den Vormie-
ter, beschränkt. Sie hat des-
halb keinen Einfluss auf die 
Wirksamkeit der im Mietver-
trag zwischen Vermieter und 
neuem Mieter enthaltenen 
Verpflichtungen; insbesonde-
re nicht dergestalt, dass der 
Vermieter so gestellt würde, 
als hätte er dem neuen Mie-
ter eine renovierte Wohnung 
übergeben.

Die maßgeblichen 
Vorschriften lauten: 

§ 307 BGB Inhaltskontrolle

(1) 1Bestimmungen in All-
gemeinen Geschäftsbedin-
gungen sind unwirksam, wenn 
sie den Vertragspartner des 
Verwenders entgegen den 
Geboten von Treu und Glau-
ben unangemessen benachtei-
ligen. […]

(2) Eine unangemessene Be-
nachteiligung ist im Zweifel 
anzunehmen, wenn eine Be-
stimmung
1. mit wesentlichen Grundge-
danken der gesetzlichen Rege-
lung, von der abgewichen wird, 
nicht zu vereinbaren ist […]

§ 535 BGB Inhalt und Haupt-
pflichten des Mietvertrags

(1) […] 2Der Vermieter hat 
die Mietsache dem Mieter in 
einem zum vertragsgemäßen 
Gebrauch geeigneten Zustand 
zu überlassen und sie während 
der Mietzeit in diesem Zustand 
zu erhalten. […] 

Mitgeteilt von Stefanie Bressel, 
Rechtsanwältin seit 1999, Fachan-
wältin für Mietrecht und Wohnungs-
eigentumsrecht seit 2005 – der 
Fachanwaltstitel wurde erst 2005 
eingeführt.
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Aufmerksamkeit
erzielen …

Steigern Sie mit unseren Druckerzeugnissen erfolgreich 
Ihre Bekanntheit oder informieren Sie über neue Produkte 
oder Leistungen. Wir passen Ihre Werbemaßnahme Ihren 
Bedürfnissen und Ihrem Budget an.

� Falzflyer, Flyer, 
Handzettel

� Mailings inklusive 
Postversand

� Broschüren, Preislisten, 
Kataloge

� Kalender

� Geschäftsdrucksachen 
(Brief bogen, Visiten-
karten)

� Logo-Gestaltung, 
Corporate Design

� Webseiten


